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Sitz in dem Bezirk haben, Unterlagen über das Auf­
kommen und den Bedarf von Holzabfällen zu ver­
langen.

(5) Die Holzkontore der Bezirke sind verpflichtet und 
berechtigt, das Aufkommen und die Verwendung der 
Holzabfälle in den Betrieben zu kontrollieren und Maß­
nahmen zur Sicherung der in den Bilanzen festgelegten 
Aufgaben einzuleiten.

(6) Die Holzinspektion beim Rat des Bezirkes ist 
durch das Holzkontor des Bezirkes von der Aufgaben­
stellung der Betriebe in der Erfassung und Verwendung 
der Holzabfälle zu unterrichten.

(7) Die Holzkontore der Bezirke haben zur Durch­
setzung der in den Bilanzen gestellten Aufgaben die 
Holzinspektion beim Rat des Bezirkes hinzuzuziehen.

(8) Pie Holzkontore der Bezirke fassen die Abrech­
nungen über das Aufkommen und die Verwendung von 
Holzabfällen der Betriebe zusammen und übergeben sie 
dem Staatlichen Holzkontor.

§ 4
Aufgaben der Betriebe und ihrer übergeordneten 

Organe
(1) Die Betriebe, in denen Holzabfälle entsprechend 

§ 1 Abs. 1 anfallen, melden das Aufkommen dem örtlich 
zuständigen Holzkontor des Bezirkes nach den in den 
planmethodischen Bestimmungen festgelegten Ter­
minen.

(2) Die Betriebe, die Holzabfälle entsprechend § 1 
Abs. 1 verarbeiten, haben den Bedarf für das Planjahr, 
untergliedert nach Quartalen, beim örtlich zuständigen 
Holzkontor des Bezirkes nach den in den planmethodi­
schen Bestimmungen festgelegten Terminen einzu­
reichen.

(3) Die Verbraucher haben den Bedarf unter Berück­
sichtigung des höchstmöglichen Einsatzes im Interesse 
der Holzeinsparung entsprechend ihren Produktionsauf­
gaben zu begründen.

(4) Die Verwendung von Holzabfällen ist entsprechend 
der Verordnung vom 6. Juni 1957 über die Ermittlung 
und Anwendung von Materialverbrauchsnormen und 
Vorratsnormen für Material in der volkseigenen Wirt­
schaft (GBl. I S. 333) bei der Ausarbeitung von Material­
verbrauchs- und Vorratsnormen zu berücksichtigen.

(5) Die Verbraucher und ihre übergeordneten Organe 
haben zu gewährleisten, daß die Holzabfälle einer 
volkswirtschaftlich zweckmäßigen Verwendung zu­
geführt werden. Dabei sind die Hinweise und Vor­
schläge der Staatlichen Plankommission, des Staatlichen 
Holzkontors und der Holzkontore der Bezirke zu be­
rücksichtigen.

(6) Die Betriebe (zentral und örtlich geleitete) sind 
entsprechend den Weisungen der Staatlichen Zentral­
verwaltung für Statistik gegenüber dem Holzkontor des 
Bezirkes berichts- und abrechnungspflichtig.

§ 5
Inkrafttreten

Diese Anordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft.

Berlin, den 23. Dezember 1959
Der Vorsitzende 

der Staatlichen Plankommission
I. V.: S e l b m a n n  

Stellvertreter des Vorsitzenden

Anordnung 
über die Allgemeinen Lieferbedingungen 

für Schmiedestücke aus StahL
Vom 29. Dezember 1959

Auf Grund des § 19 des Vertragsgesetzes vom 11. De­
zember 1957 (GBl. I S. 627) wird im Einvernehmen mit 
den Leitern der zuständigen zentralen Organe der 
staatlichen Verwaltung folgendes angeordnet:

§ 1
Geltungsbereich

Die Allgemeinen Lieferbedingungen für Schmiede­
stücke aus Stahl sind im Rahmen des Vertragssystems 
sämtlichen Verträgen über die Lieferung von Schmiede­
stücken aus Stahl zugrunde zu legen.

§ 2
Bestellungen

(1) Bestellungen müssen schriftlich abgegeben werden 
und folgende Mindestangaben enthalten:

a) Bezeichnung des Schmiedestückes,
b) Stahlmarke nach Standardliste Eisen und Stahl 

(SES),
c) Menge, Abmessungen oder Zeichnungsnummer,
d) Verwendungszweck mit Abnahmebedingungen und 

Prüfvorschriften des Fertigteiles,
e) Lieferzustand: Rohgeschmiedet (Freiform, Gesenk 

oder Pressen) vorbearbeitet oder fertig bearbeitet, 
Art der gewünschten thermischen Behandlung so­
wie chemische und physikalische Werte,

f) gewünschter Liefertermin,
g) Versandanschrift und Versandart.

(2) Mit jeder Bestellung ist eine Fertigteil- bzw. Vor­
bearbeitungszeichnung zu übergeben. Bei geometrisch 
einfachen Schmiedestücken genügt an Stelle der Zeich­
nungsübergabe die genaue Angabe der Fertigmaße. 
Werden Scheiben bestellt, für die Bohrungen vor­
gesehen sind, so sind diese zusammen mit den Fertig­
maßen anzugeben.

(3) Wünscht der Besteller Lieferungen nach Auslands­
normen, hat er dem Lieferer die verbindlichen Aus­
landsnormen in deutscher Sprache kostenlos zur Ver­
fügung zu stellen. Der deutsche Text ist für beide 
Partner verbindlich. Sind zwischen dem Besteller und 
dem Außenhandelsunternehmen die Auslandsnormen 
umgerechnet worden, ist diese Umrechnung zu über­
geben.

§ 3
Bestellmengen

Reicht die bestellte Menge an Schmiedestücken nicht 
aus, um die vollständige Ausnutzung einer Charge ins­
besondere bei legierten Stählen zu gewährleisten, kann 
der Lieferer dem Besteller geeignete andere Qualitäten 
benennen, die eine frühere oder wirtschaftlichere Liefe­
rung ermöglichen.

§ 4
Vertragsinhalt

In den Vertrag sollen neben den gesetzlich vor­
geschriebenen Bedingungen aufgenommen werden:

a) Art der Kennzeichnung der Schmiedestücke 
(Schmelz-Nr., lfd. Nr., Werkstoffbezeichnung usvv.),

b) Art und Durchführung der Prüfung, Lage und An­
zahl der Probestäbe, die Art der Probeentnahme, 
die Ermittlung der technischen Gütewerte,


